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Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
 
Der Öffentlichkeit wurde gemäß § 3 Abs. 2 i. V. m. § 13a BauGB in Form einer Öffentlichkeitsbeteiligung für 
die Dauer eines Monats die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme gegeben. Dazu lagen der 
Planentwurf und die dazugehörige Begründung in der Zeit vom 15. April 2019 bis zum 17. Mai 2019  zu 
jedermanns Einsichtnahme öffentlich in der Stadtverwaltung Burg aus. 
 
Auf die Öffentlichkeitsbeteiligung wurde ortsüblich mit Bekanntmachung im „Amtsblatt der Stadt Burg mit den 
Ortschaften Detershagen, Ihleburg, Niegripp, Parchau, Reesen und Schartau“ 23. Jahrgang, Nr. 13 vom 
5. April 2019 hingewiesen. 
 
Aus der Beteiligung der Öffentlichkeit ist eine Stellungnahme hervorgegangen. 
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Stellungnahme Burger Wohnungsbaugenossenschaft vom 20.05.2019 
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Wertung  
 
zur Auslegung der Planunterlagen: 

An der öffentlichen Auslegung eines Bebauungsplanes nehmen die Planzeichnung und die Begründung teil. Diese 
waren Gegenstand der ausgelegten Unterlagen. Gemäß der amtlichen Bekanntmachung vom 05.04.2019 lag im 
Zeitraum vom 15.04.20196 bis zum 17.05.2019 der Plan im Schaukasten im 2.Obergeschoss und die Begründung im 
Raum 221 der Stadtverwaltung Burg, Haus 2, 2.Obergeschoss, In der Alten Kaserne 2 aus.  

Das schalltechnische Gutachten war nicht Gegenstand der Auslegung. Dies war nicht erforderlich, da im Verfahren 
nach § 13a BauGB, das für den vorliegenden Bebauungsplan zur Anwendung kommt, gemäß § 13 Abs.3 Satz 1 i.V.m. 
§ 13a Abs.2 Nr.1 BauGB die Hinweispflicht auf zur Verfügung stehende umweltbezogene Informationen nicht besteht.  
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Das Dokument "Akustik Gutachten vom 13.12.2018" wurde der Burger Wohnungsgesellschaft e.G. auf Nachfrage 
gemäß den Regelungen des Umweltinformationsgesetzes (UIG) vom 27.10.2014 zugänglich gemacht. Fristen des § 3 
Abs.3 UIG waren nicht einzuhalten, da ein förmlicher Antrag nicht gestellt wurde. 
 
zum Schutzanspruch der angrenzenden Gebiete: 

Beide benannten Immissionsorte, das Wohngebäude August-Bebel-Straße 37 und die Kleingartenanlage am Westring, 
befinden sich nicht im Geltungsbereich rechtsverbindlicher Bebauungspläne. Eine verbindliche Gebietsartenfestsetzung 
durch einen Bebauungsplan besteht somit nicht. 

Maßgeblich für die Einstufung des Schutzbedürfnisses ist die Prägung der näheren Umgebung der baulichen Anlagen. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass aus dem Flächennutzungsplan keine Gebietseinstufung abzuleiten ist. Der 
Immissionsort 1 (Wohngebäude August-Bebel-Straße 37) befindet sich in einem Gebiet, dass durch Wohnnutzungen, 
soziale Nutzungen und Verwaltungsnutzungen geprägt wird. Durch die untere Immissionsschutzbehörde wurde dieses 
Gebiet innerhalb der Verfahrensführung der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nummer 50 als Gemengelage 
eingestuft. Diese Einschätzung teilt die Stadt Burg.  

 

Die ursprünglich im Flächennutzungsplan 2020 dokumentierte Zielsetzung einer Entwicklung zum Wohngebiet nördlich 
der August-Bebel-Straße ist nach dem Abbruch der gegenüber dem Krankenhaus stehenden Wohnblöcke und des 
ehemaligen Schwesternwohnheimes  sowie des Wohnblockes gegenüber des Verwaltungs- und 
Dienstleistungskomplexes „Alte Kaserne“ aufgrund der für die Stadt Burg gewichtigeren Belange der betrieblichen 
Entwicklung des wichtigsten Arbeitgebers der Stadt nicht mehr direkt umsetzbar.  

Kleingartenanlagen sind in der TA Lärm nicht als beurteilungsrelevante Immissionsorte unter Punkt 6.1. festgelegt. Ein 
konkreter Rechtsanspruch besteht für die Kleingartenanlage somit nicht. Sie ist im Bestand nur noch teilweise belegt. 
Ca. 25% der Gärten stehen leer. Die Stadt Burg verfolgt das Planungsziel, langfristig die Gartenanlage mit in die 
gewerbliche Nutzung einzubeziehen. Unter diesen Rahmenbedingungen wurde seitens der Stadt Burg und der unteren 
Immissionsschutzbehörde ein Schutzanspruch nur hinsichtlich der Immissionsrichtwerte eines Gewerbegebietes 
erkannt.  

Es ist festzustellen, dass hierdurch die ausgeübte Gartennutzung Immissionen ausgesetzt werden kann, die die 
Nutzungsqualität der Kleingartenanlage beeinträchtigt. Die Grenze der Zumutbarkeit der Immissionen wird dabei jedoch 
nicht überschritten. Diesbezüglich ist auf das erhebliche Gewicht der bedarfsgerechten betrieblichen Entwicklung 
hinzuweisen.  

Gemäß § 1 Abs.6 Nr.8 BauGB sind die Belange der Wirtschaft und der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen im Rahmen der Bauleitplanung zu berücksichtigen. Sie erfordern vorliegend die Schaffung der 
Voraussetzungen für die betriebliche Entwicklung des Betriebes. Weiterhin stehen die Belange von Boden, Natur und 
Landschaft der Entwicklung des Betriebes nach Westen entgegen. Gemäß § 1a Abs.2 BauGB ist der 
Wiedernutzbarmachung baulich genutzter Flächen der Vorrang vor einer Entwicklung in den Außenbereich 
einzuräumen.  

Diesen Sachverhalt wichtet die Stadt Burg höher als d ie noch im Rahmen der Zumutbarkeit liegende 
Beeinträchtigung der Kleingartenanlage und der Wohn nutzung durch die gewerbliche Entwicklung. 

 

 

 



Bauleitplanung 
der Stadt Burg 

Bauleitplanung der Stadt Burg/Änderungsverfahren/3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 50 
„Gewerbegebiet Martin-Luther-Straße“  

Anlage zu BV 121/2019 Seite 6 
 

 
zu Bauhöhen 

Der Bebauungsplan setzt eine zulässige Bauhöhe von 10 Meter an der August-Bebel-Straße und 15 Metern auf den 
nördlich davon gelegenen Flächen fest. Diese Höhe kann allgemein in Anspruch genommen werden. Sie entspricht den 
Bauhöhen der Umgebung.  

Die Regelung möglicher Überschreitungen ist eine Ausnahmeregelung. Diese bedeutet, dass auf ihre Genehmigung 
weder ein Rechtsanspruch besteht, noch dass sie gebietsprägend werden darf. Da die textlichen Festsetzungen für das 
Gesamtgebiet des Bebauungsplanes Nr.50 gelten, ist diese Ausnahmemöglichkeit erforderlich, da die betreffenden 
Spänesilos im Bereich des Stammbetriebes in der Martin-Luther-Strasse bereits vorhanden sind. Sie sind 
betriebsnotwendig und sollen erneuert werden können. Die ausnahmsweise Zulässigkeit ist somit erforderlich.  

In diesem Zusammenhang wurde auch geprüft, ob eine Differenzierung der Festsetzungen zwischen dem bisherigen 
Geltungsbereich und dem Erweiterungsgebiet sinnvoll ist. Dies wurde verworfen, da es sich um einen Betrieb handelt, 
dessen Entwicklung soweit möglich einheitliche Bedingungen geboten werden sollen, so dass er sich nach den 
betrieblichen Erfordernissen entwickeln kann. Die ausnahmsweise Überschreitung ist nur bei betriebstechnologischem 
Erfordernis zulässig. Dies ist für die im Erweiterungsgebiet vorgesehenen Nutzungen derzeit jedoch nicht erkennbar. 
 
zu Abständen zu Grundstücksgrenzen 

Die Vergrößerung der Abstandsfläche von Gebäuden zur Gebietsgrenze des Bebauungsplanes auf 5 Meter wird aus 
Gründen des Brandschutzes festgesetzt. Die Gebäude (teilweise Gartenhäuser) weisen im Bestand weder die nach § 
29 Abs.1 BauO LSA erforderlichen Gebäudeabschlusswände noch einen Abstand von mehr als 2,5 Meter zur Grenze 
auf. Aus Gründen der Gewährleistung des Brandschutzes wurde daher der erforderliche Abstand im Plangebiet 
vergrößert. Dies ist gegenüber den Grenzen des Grundstückes August-Bebel-Straße 37 nicht erforderlich.  
Im Plangebiet des Bebauungsplanes und für das Grundstück August-Bebel-Straße 37 gelten die abstandsrechtlichen 
Vorschriften des § 6 BauO LSA. Gründe, den Industriebetrieb gegenüber der Burger Wohnungsbaugenossenschaft eG 
schlechter zu stellen (diese kann unter Berücksichtigung der abstandsrechtlichen Regelungen ihre Gebäude ebenfalls 
bis 3 Meter an die Grenze heranbauen), sind nicht erkennbar. 
 
Die Verwaltung unterbreitet dem Stadtrat den Vorsch lag, den Anregungen der Burger Wohnungsbau-
genossenschaft eG mit Verweis auf die vorstehend ge führte Argumentation und den darin erläuterten Grün den 
nicht zu folgen.  
 
 
Beschlussempfehlung:  

 
Der Stadtrat der Stadt Burg beschließt, den Anregungen der Burger Wohnungsbaugenossenschaft 
eG nicht zu folgen. 
 
Der Beschlussempfehlung  gefolgt  nicht        Enthaltung  
der Verwaltung wird  gefolgt 

 

Abstimmungsergebnis  
des Stadtrates:  

 
 
 

Beschluss des  
Bau- u. Umweltausschusses            
 

Beschluss des  
Wirtschafts- und Vergabeausschuss            
 
 

Beschluss des Hauptausschusses             
 
 

Beschluss des Stadtrates             
 

 
Anwesend 

Stimmberechtigt 

Befangenheit 

Dafür 

Dagegen 

Enthaltungen 
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Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und  sonstigen Trägern öffentlicher 
Belange 

 
 
Die im Rahmen dieses Planverfahrens gem. § 4 (2) BauGB zu beteiligenden der Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange sind mit Schreiben der Stadt Burg vom11. April 2019 angeschrieben und zur 
Abgabe einer Stellungnahme bis zum 17. Mai 2019 aufgefordert worden.  
 
 
Beschlussempfehlung : 

 
Der Stadtrat der Stadt Burg beschließt die Behandlung der nachfolgenden Beschlussvorlage 
einschließlich der Behandlung der eingegangenen Einzelstellungnahmen so vorzunehmen und 
durchzuführen, wie es die Verwaltung in der Anlage zum Beschluss-Nr. 121/2019 vorschlägt. Eine 
Übersicht über die Erforderlichkeit einer Beschlussfassung der Einzelstellungnahmen ist im 
Inhaltsverzeichnis dargestellt. 
 
Der Beschlussempfehlung  gefolgt  nicht        Enthaltung  
der Verwaltung wird  gefolgt 

 

Abstimmungsergebnis  
des Stadtrates:  

 
 
 

Beschluss des  
Bau- u. Umweltausschusses            
 

Beschluss des  
Wirtschafts- und Vergabeausschuss            
 
 

Beschluss des Hauptausschusses             
 
 

Beschluss des Stadtrates             
 

 
Anwesend 

Stimmberechtigt 

Befangenheit 

Dafür 

Dagegen 

Enthaltungen 
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Stellungnahme Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnun g und Forsten vom 
06.05.2019 

 

 
 

Wertung  
 
Es ist keine weitere Behandlung der Stellungnahme erforderlich.  
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Stellungnahme 50Hertz Transmission GmbH vom 11.04.2 019 
 

 
 

Wertung  
 
Es ist keine weitere Behandlung der Stellungnahme erforderlich.  
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Stellungnahme Biosphärenreservatsverwaltung Mittele lbe vom 29.04.2019 
 

 
 
 

Wertung  
 
Es ist keine weitere Behandlung der Stellungnahme erforderlich. 
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Stellungnahme Deutsche Bahn AG DB Immobilien vom 02 .05.2019 
 

 
 

Wertung  
 
Es ist keine weitere Behandlung der Stellungnahme erforderlich.  
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Stellungnahme Deutsche Telekom Technik GmbH vom 06. 05.2019 
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Wertung  
 
Die Leitung der Telekom quert die Erweiterung des Gewerbegebietes von der August-Bebel-Straße nach Nordosten zu 
einem Gewerbebetrieb über die zusammenhängend bebaubare Fläche des Gewerbegebietes. Sie kann in dieser 
Führung nicht erhalten bleiben. Die Leitung ist bisher nicht durch Grunddienstbarkeiten gesichert. Es besteht daher 
keine Sicherheit für den Fortbestand der Leitung.  
 
Der Grundeigentümer kann die Entfernung der Leitung fordern. Diese Forderungsmöglichkeit besteht unabhängig von 
der Wirksamkeit des Bebaaungsplanes. Die Aussagen zu möglichen Anschlüssen sind in der Begründung enthalten. 
Aussagen zu Leitungszonen für Leitungen der Telekom in öffentlichen Straßen sind nicht erforderlich, da die Änderung 
des Bebauungsplanes keine neuen öffentlichen Straßen festsetzt. 
 
Die Stellungnahme bedarf keiner weiteren Behandlung. 
 

Hinweis 
 
Aufgrund von Datenschutzbestimmungen  und wettbewerbsrechtlichen Vorschriften sind die im Rahmen 
der Beteiligung übermittelten Leitungspläne der zuständigen Firmen nicht mit in die Abwägungsunterlage 
übernommen worden. Sie wurden jedoch bei der Bearbeitung der Planung berücksichtigt und 
gegebenenfalls in den Entwurf als nachrichtliche Übernahme eingearbeitet.  
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Stellungnahme Ehle/Ihle Verband vom 18.04.2019 
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Wertung  
 
Der vorstehend benannte Graben verläuft von der Niederschlagswasserrückhaltung an der Martin-Luther-Straße zur 
Beeke und quert die Martin-Luther-Straße. Der Graben befindet sich außerhalb des Änderungs- und 
Ergänzungsbereiches. Er ist von der vorliegenden Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes nicht betroffen.  
 
Die Stellungnahme bedarf somit keiner Behandlung im vorliegenden Änderungs- und Ergänzungsverfahren. 
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Stellungnahme Handwerkskammer Magdeburg vom 15.05.2 019 
 

 
 

Wertung  
 
Es ist keine weitere Behandlung der Stellungnahme erforderlich.  
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Stellungnahme Industrie- und Handelskammer vom 16.0 5.2019 
 

 

 
  

Wertung  
 
Es ist keine weitere Behandlung der Stellungnahme erforderlich. 
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Stellungnahme Landesamt für Geologie und Bergwesen vom 09.05.2019 
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Wertung  
 
Bergbau 
Es ist keine weitere Behandlung der Stellungnahme erforderlich. 
 
Geologie 
Die Informationen des Bereiches Geologie des Landesamtes für Geologie und Bergwesen werden in die Begründung 
aufgenommen. 
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Stellungnahme Landesamt für Denkmalpflege und Archä ologie 
Bereich: Archäologie vom 18.04.2019 
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Wertung  
 
Die Hinweise des Landesamtes für Denkmalpflege und Archäologie werden in die Begründung aufgenommen. 
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Stellungnahme Landesamt für Denkmalpflege und Archä ologie Bereich: Bau-
 und Kunstdenkmalpflege vom 30.04.2019 

 
 
 
 
 
  
  

 

  

Wertung  
 
Es ist keine weitere Behandlung der Stellungnahme erforderlich. 
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Stellungnahme Landkreis Jerichower Land vom 28.05.2 019 

 
  

1. 

2. 
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Wertung  

Fachbereich Bau 
Bauaufsichtsbehörde 

zu 1. 
Die Aussagen in der Begründung zur Prüfung der Anwendung des Verfahrens nach § 13a BauGB in Bezug auf die 
Betroffenheit von Betrieben, von denen Störfälle ausgehen können, wurde ergänzt. 

zu 2. 
Die Aussagen wurden begrifflich nochmals abgeglichen. Grundsätzlich ist anzuführen, dass die Begriffe „Oberkante 
baulicher Anlagen“ und „Firsthöhen baulicher Anlagen“ identisch sind, da die Firsthöhe die Oberkante bzw. den 
höchsten Punkt des oberen Abschlusses der baulichen Anlage darstellt. Die Begrifflichkeit „Firsthöhe“ wurde in der 
Planzeichnung beibehalten, da sie in den bereits rechtsverbindlichen Teilen des Bebauungsplanes verwendet wurde, 
obwohl die Oberkante baulicher Anlagen für die in Gewerbegebieten zu erwartenden Flachdachgebäude eher 
verständlich wäre. Die Formulierung in der Begründung wurde mit Bezug auf die Planzeichnung klargestellt. 

zu 3. 
Der Unterschied zwischen den Höhenbezugssystemen beträgt in Burg nur wenige Zentimeter. Bei der Angabe eines 
Höhenunterschiedes von ca. 7 Metern sind die Unterschiede zwischen den Höhenbegrenzungssystemen unmaßgeblich 
und zu vernachlässigen. 
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zu 4.  
Die Angabe, dass auch das Flurstück 1973/431 zur Zufahrt gehört, wurde ergänzt. Die Fläche der Zufahrt ist als 
Gewerbegebiet festgesetzt. Sie steht im Eigentum des betroffenen Gewerbebetriebes und bedarf daher keiner 
gesonderten Festsetzung zur Sicherung der Zufahrt. Zufahrten sind in Gewerbegebieten allgemein zulässig. Grund der 
Einbeziehung der Fläche in den Änderungsbereich war, dass die Fläche bisher mit einer Pflanzbindung belegt war und 
auf diese verzichtet wurde, um die Zufahrt zu ermöglichen. 

zu 5. 
Die Flurstücksnummern wurden in der Planzeichnung freigestellt. 

zu 6. 
Bei dem Gebäude handelt es sich um eine Garagenreihe, die auf dem Grundstück ohne Bezug zur Bebauung des 
Gebäudes August-Bebel-Straße 32 errichtet wurde. Die Garagen sollen, wie alle Garagen des Plangebietes, 
abgebrochen werden. Gesonderter Ausführungen dazu bedarf es nicht. 

zu 7. 
Die Bemaßungen wurden in der Planzeichnung ergänzt. 

zu 8. 
Die Bezeichnung wurde angeglichen.  

zu 9. 
Die Kommastelle wurde redaktionell ergänzt. 
 
Landesentwicklungsbehörde 

Die Stellungnahme bedarf keiner weiteren Behandlung. Die Oberste Landesentwicklungsbehörde wurde beteiligt. 
 
Vorbeugender Brandschutz/Brandschutzdienststelle 

Die Aussagen zur erforderlichen Löschwasserbereitstellung wurden in der Begründung ergänzt.   
 
Denkmalschutzbehörde 
Bau- und Kunstdenkmalpflege 

Die Stellungnahme bedarf keiner Behandlung. Das Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie wurde beteiligt. 
 
Bodendenkmalschutz 

Die Stellungnahme bedarf keiner weiteren Behandlung. Das Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie wurde 
beteiligt. 
 
Fachbereich Umwelt 
Immissionsschutz/Abfallbehörde 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie bedarf keiner Behandlung im Rahmen der Abwägung. 
 
Naturschutzbehörde 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise betreffen die Umsetzung des Bebauungsplanes 
hinsichtlich der Beseitigung von Bäumen und dem Abbruch baulicher Anlagen. Das Artenschutzrecht ist auf gesetzlicher 
Grundlage zu beachten. Die Hinweise bedürfen keiner weiteren Behandlung im Rahmen der Abwägung. 
 
Sachgebiet Wasserbehörde 
Untere Wasserbehörde 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie betreffen gesetzlich geregelte Sachverhalte der Umsetzung von 
Bau- und Erschließungsmaßnahmen. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes bedürfen sie keiner weiteren 
Behandlung. 
 
Untere Bodenschutzbehörde 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie betreffen gesetzlich geregelte Sachverhalte der Umsetzung von 
Bau- und Erschließungsmaßnahmen. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes bedürfen sie keiner weiteren 
Behandlung. 
 
Fachbereich Ordnung 
Sachgebiet Straßenverkehrsbehörde 
Die Stellungnahme bedarf keiner weiteren Behandlung. 
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Sachgebiet Allgemeine Ordnungsaufgaben 

Die Aussagen in der Begründung, dass keine Erkenntnisse über eine Belastung mit Kampfmitteln vorliegen, ist bereits 
in der Begründung angeführt. 
 
Gebäude- und Liegenschaftsmanagement 

Die Stellungnahme bedarf keiner Behandlung. 

 

Abschließende Bewertung der Gesamtstellungnahme des  Landkreises Jerichower Land: 
 
Eine gesonderte Beschlussfassung über die Gesamtste llungnahme des Landkreises Jerichower 
Land und über die Teilstellungnahme der Bauaufsicht sbehörde ist nicht erforderlich. Die in der 
Teilstellungnahme der Bauaufsichtsbehörde geäußerte n Hinweise sind in die Planzeichnung bzw. in 
die Begründung übernommen und somit berücksichtigt worden. Dies dient der Klarstellung der 
Inhalte von Planzeichnung und Begründung. Daher ist  eine Beschlussfassung des Stadtrates über 
diese Inhalte nicht erforderlich. 
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Stellungnahme Landesamt für Vermessung und Geoinfor mationen vom 
15.04.2019 

 

 
Wertung  

 
Die Sachverhalte betreffen den Abschluss des Aufstellungsverfahrens nach der Rechtssetzung. Sie bedürfen keiner 
Behandlung im Aufstellungsverfahren. Der Plan wurde auf Grundlage der digitalen ALK erstellt. Eine kostenpflichtige 
Prüfung der Übereinstimmung ist somit nicht erforderlich. 
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Stellungnahme Landesverwaltungsamt Referat 402 vom 27.05.2019 und 
26.06.2019 
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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 BauGB 
Hier: Stellungnahme der oberen Immissionsschutzbehö rde 
 
 
Vorhaben: B-Plan Nr. 50 "Gewerbegebiet Martin-Luther-Straße", 3. Änderung 

Stadt: Burg 

  

Landkreis: Landkreis Jerichower Land 

Aktenzeichen: 21102/01-1381/2019.BP 

Kurzbezeichnung: Burg-1381/2019.BP-3. Änderung, Gewerbegebiet Martin-Luther-Straße 
 
 
Mit der 3. Änderung soll die bauliche und kapazitive Erweiterung der Fa. Burger Küchenmöbel in südliche 
Richtung ermöglicht werden. Das Plangebiet rückt direkt an die an der August- Bebel- Straße gelegene 
Wohnbebauung heran. 
 
Zum Schutz der Nachbarschaft vor erheblichen Lärmbelästigungen werden im Bebauungsplan die maximal 
zulässigen Schall-Emissionskontingente für die geplanten Teilflächen nach der DIN 45691 festgesetzt. Die 
Festsetzung erfolgt auf Grundlage des schalltechnischen Gutachtens zur Kontingentierung der 
Schallemissionen und -immissionen durch ECO - Akustik Barleben vom 13.12.2018. Nach Prüfung des 
nachgereichten schalltechnischen Gutachtens bestehen aus immissionsschutzfachlicher Sicht folgende 
Bedenken: 
 
Östlich des Plangebietes befindet sich eine Kleingartenanlage. Diese wird durch den Immissionsort IO4 
repräsentiert. In der Schallprognose wird abweichend vom Orientierungswert der DIN 18005, Beiblatt 1 in 
Höhe von 55 dB(A) ein deutlich erhöhter Ausgangswert von 65 dB(A) der Kontingentierung zugrunde gelegt. 
Als Begründung wird lediglich ausgeführt, dass das im Vorgängergutachten ebenso gehandhabt wurde. 
 
Eine Minderung des Schutzanspruchs der Kleingärten im Randbereich zum Betriebsgelände im Sinne einer 
Mittelwertbildung ist im Einzelfall im Rahmen der Abwägung möglich. In Anlehnung an die Kommentierung 
zur TA Lärm zu Kleingärten sowie der ausgewiesenen Vorbelastung von ca. 58 dB(A) kann hier sicher ein 
Zielwert von 60 dB(A) der Kontingentierung zugrunde gelegt werden. Eine weitere Erhöhung ist hingegen 
nur dann gerechtfertigt, wenn keine anderweitigen Möglichkeiten existieren, den Schutz der 
Erholungsnutzung im Bereich der Kleingärten mit verhältnismäßigem Aufwand zu gewährleisten. Das kann 
zum Beispiel ein Lärmschutzwall zum Kleingartengebiet hin sein. Doch diese Prüfung wurde offensichtlich 
nicht geführt, da von einem zu hohen Ausgangswert ausgegangen wurde. 
 
Im Übrigen besteht auch kein Anlass, höhere Emissionskontingente zuzulassen, da ein Immissionswert von 
60 dB(A) am IO4 durch die auf der Erweiterungsfläche konkret vorgesehen Nutzungen (PKW- Parkplatz, 
Aufliegerstellplatz) auch in Summe mit der Vorbelastung nicht erreicht wird. 
�
��
Dietmar Freihube 
Referat Immissionsschutz 
 
Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
Dessauer Straße 70 
06118 Halle (Saale) 
 
Tel.: 0345 514 2278 
Fax: 0345 514 2512 
E-Mail: dietmar.freihube@lvwa.sachsen-anhalt.de 
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Wertung  

 
Der Sachverhalt wurde nochmals geprüft und die Begründung hierzu ergänzt. Grundsätzlich ist zum Schutzbedürfnis 
von Kleingärten folgendes anzuführen:  
 
Mit Relevanz für die städtebauliche Planung bestimmen im Wesentlichen drei Vorschriften die zulässigen oder 
empfohlenen Beurteilungspegel für schützenswerte Nutzungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. Dies 
sind die 16.BImSchV, die TA Lärm (6.BImSchV) und das Beiblatt 1 der DIN18005. Diese Vorschriften haben eine 
unterschiedliche Verbindlichkeit. Die 16.BImSchV legt Grenzwerte für Beurteilungspegel fest, die verbindlich beim Bau 
von Verkehrsanlagen einzuhalten sind. Die TA Lärm regelt Richtwerte für Beurteilungspegel an schützenswerten 
Nutzungen, die im Einzelverfahren in der Regel bindend sind, jedoch auch Ausnahmen für Gemengelagen zulassen. 
Das Beiblatt 1 der DIN18005 gibt Orientierungswerte für Immissionspegel vor, an denen sich die städtebauliche 
Planung orientieren soll. Diese sind nicht verbindlich, jedoch abwägungsrelevant. Für Kleingartenanlagen wird 
verbindlich weder durch die 16.BImSchV noch durch die TA Lärm (6.BImSchV) ein Schutzanspruch festgelegt. Im 
Beiblatt 1 der DIN18005 wird auf Beurteilungspegel von tags und nachts 55 dB(A) orientiert. 
 
Der von der Oberen Immissionsschutzbehörde angeführte Toleranzrahmen von 5 dB(A) bei Gemengelagen, wie 
vorliegend vorhanden, ist aus Punkt 6.7. der TA Lärm abgeleitet und ist somit nur für die in der TA Lärm geregelten 
Immissionsrichtwerte anwendbar. Er wird in der Kommentierung und in den einschlägigen Urteilen auf die im Beiblatt 1 
der DIN18005 angeführten Orientierungswerte nur insoweit übertragen, wie diese mit den Richtwerten der TA Lärm 
identisch sind. Dies ist in der Regel bei Wohn-, Misch- und Gewerbegebieten gegeben, nicht aber bei 
Kleingartenanlagen, die von der TA Lärm nicht als beurteilungsrelevante Immissionsorte erfasst werden. Der Rahmen 
für die Toleranz erhöhter Immissionen ist für diesen Gebietstyp somit größer. Hier ist insbesondere auf den Vergleich 
mit der unmittelbar an die Bundesstraße B1 (Conrad-Tack-Ring) angrenzenden Kleingartenanlage Pietzpuhler Weg zu 
verweisen, dem im Rahmen der Spuraufweitung für die Zufahrt zum Nahversorgungszentrum „Bürgermark“ (Rewe, 
Netto) trotz der vorzufindenden Beurteilungspegel zwischen 65 und 70 dB(A) kein Schutzanspruch zur Errichtung einer 
Lärmschutzwand eingeräumt wurde. 
 
Die beurteilungsrelevante Kleingartenanlage zwischen dem Gewerbegebiet und dem Westring weist einen lückigen 
Belegungsbestand auf. Ca. ein Viertel der Kleingärten wurde aufgelassen. Der Flächennutzungsplan der Stadt Burg 
2020 sieht vor, die Kleingartenanlage aufgrund des zunehmenden Leerstandes zukünftig als (eingeschränktes) 
Gewerbegebiet nutzen zu können. Unter diesen Rahmenbedingungen wurde geprüft, ob die Errichtung einer 
Lärmschutzwand erforderlich und vertretbar ist.  
 
Es ist darauf hinzuweisen, dass die betrieblichen Emissionen nicht nur vom geplanten Parkplatz ausgehen können, der 
bisher als wesentliche Lärmquelle untersucht wurde. Die dynamische Entwicklung des Betriebes erfordert, dass auch 
andere betriebliche Nutzungen zugelassen werden, deren Emissionswerte in Höhen von mehreren Metern über dem 
Gelände ausgehen und die nicht wirksam durch eine Lärmschutzwand abgeschirmt werden können.  
 
Weiterhin steht die Errichtung einer Schallschutzwand außer Verhältnis zum zu erreichenden Zweck unter 
Berücksichtigung des Planungszieles der Stadt Burg, die Kleingartenanlage aufgrund des Leerstandes nicht weiter zu 
entwickeln. Es ist festzustellen, dass hierdurch die ausgeübte Gartennutzung Immissionen ausgesetzt werden kann, die 
die Nutzungsqualität der Kleingartenanlage beeinträchtigen. Die Grenze der Zumutbarkeit der Immissionen wird dabei 
insbesondere im Vergleich mit anderen Gartenanlagen nicht überschritten.  
 
Diesbezüglich ist auf das erhebliche Gewicht der bedarfsgerechten betrieblichen Entwicklung hinzuweisen. Gemäß § 1 
Abs.6 Nr.8 BauGB sind die Belange der Wirtschaft und der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen im 
Rahmen der Bauleitplanung zu berücksichtigen. Sie erfordern vorliegend die Schaffung der Voraussetzungen für die 
betriebliche Entwicklung des Betriebes. Weiterhin stehen die Belange von Boden, Natur und Landschaft der 
Entwicklung des Betriebes nach Westen entgegen. Gemäß § 1a Abs.2 BauGB ist der Wiedernutzbarmachung baulich 
genutzter Flächen der Vorrang vor einer Entwicklung in den Außenbereich einzuräumen.  
 
Diese Sachverhalte wichtet die Stadt Burg höher als die noch im Rahmen der Zumutbarkeit liegende Beeinträchtigung 
der Kleingartenanlage durch die gewerbliche Entwicklung. 
 
Die Verwaltung unterbreitet dem Stadtrat den Vorsch lag, den Anregungen der Oberen 
Immissionsschutzbehörde mit Verweis auf die vorsteh end geführte Argumentation und den darin erläuterte n 
Gründen nicht zu folgen.  
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Beschlussempfehlung:  

 
Der Stadtrat der Stadt Burg beschließt die Stellungnahme der Oberen Immissionsschutzbehörde 
nicht zu berücksichtigen. 
 
Der Beschlussempfehlung  gefolgt  nicht        Enthaltung  
der Verwaltung wird  gefolgt 

 

Abstimmungsergebnis  
des Stadtrates:  

 
 
 

Beschluss des  
Bau- u. Umweltausschusses            
 

Beschluss des  
Wirtschafts- und Vergabeausschuss            
 
 

Beschluss des Hauptausschusses             
 
 

Beschluss des Stadtrates             
 

 
Anwesend 

Stimmberechtigt 

Befangenheit 

Dafür 

Dagegen 

Enthaltungen 
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Stellungnahme Landesverwaltungsamt Referat 404 vom 14.05.2019 
 

 
 
 

Wertung  
 
Es ist keine weitere Behandlung der Stellungnahme erforderlich.  
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Stellungnahme Landesverwaltungsamt Referat 405 vom 14.05.2019 
 

 
 

Wertung  
 
Es ist keine weitere Behandlung der Stellungnahme erforderlich.  
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Stellungnahme Landesverwaltungsamt Referat 407 vom 07.05.2019 
 

 
 

Wertung  
 
Es ist keine weitere Behandlung der Stellungnahme erforderlich. Die untere Naturschutzbehörde wurde im 
Aufstellungsverfahren beteiligt. Die Hinweise sind gesetzlich geregelt und zu beachten. 
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Stellungnahme Stadtwerke Burg GmbH vom 13.06.2019 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Hinweis: 
 
Aufgrund von Datenschutzbestimmungen  und wettbewerbsrechtlichen Vorschriften sind die im Rahmen 
der Beteiligung übermittelten Leitungspläne der zuständigen Firmen nicht mit in die Abwägungsunterlage 
übernommen worden. Sie wurden jedoch bei der Bearbeitung der Planung berücksichtigt und 
gegebenenfalls in den Entwurf als nachrichtliche Übernahme eingearbeitet.  
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Wertung  
 
Der vorstehend durch die Stadtwerke Burg dargestellte Sachverhalt betrifft die Bau- und Erschließungsplanung für die 
Vorhaben im Plangebiet. Er ist im Rahmen der Bauplanung zu beachten. Ein Hinweis auf die ungenügende Tiefenlage 
des Kabels der Straßenbeleuchtung wird in die Begründung aufgenommen. 
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Stellungnahme Trinkwasserversorgung Magdeburg GmbH vom 20.05.2019 
 

 
 

Wertung  
 
Eine weitere Behandlung der Stellungnahme ist nicht erforderlich.  
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Stellungnahme Wasserverband Burg vom 06.05.2019 
 

 
 
 

Wertung  
 
Eine weitere Behandlung der Stellungnahme ist nicht erforderlich.  
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Stellungnahme Ministerium für Landesentwicklung und  Verkehr vom 
10.05.2019 
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Wertung  

 
Die Aussage wird in die Begründung aufgenommen. Eine weitere Behandlung der Stellungnahme ist nicht erforderlich.  
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Stellungnahme Regionale Planungsgemeinschaft Magdeb urg vom 
09.05.2019 

 

 
 

Wertung  
 
Die Stellungnahme bedarf keiner weiteren Behandlung. 
 
 


